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KURZ KOMMENTIERT

Währungspolitik

Der Trick mit der Reservewährung

D ie englischen Vorschläge zur Bewältigung der 
Pfund-Krise treiben immer interessantere Blüten. 
Nachdem zunächst mit dem Abzug der britischen 
Rheinarmee gedroht wurde, sollen jetzt die USA 
und die Bundesrepublik das Pfund von seiner 
Reservewährungsfunktion befreien, denn nur dar­
in sei das ganze Übel der britischen Währung zu 
sehen. Selbst wenn man diesen Glauben teilen 
würde und die Ursachen der Krise nicht etwa in 
der wirtschaftlichen und politischen Situation 
Großbritanniens sehen würde, müßte doch gesagt 
werden, daß nicht die Reservewährungsfunktion, 
sondern vielmehr der Verlust dieser Funktion Ur­
sache für die Talfahrt des Pfundes ist.

Betrachtet man nun die englische Anregung, künf­
tig nicht mehr das Pfund, sondern die DM als Re­
servewährung zu halten, etwas genauer, dann 
kann man den Engländern getrost bescheinigen, 
daß sie wieder einmal einen Lösungsvorschlag 
präsentierten, der ihnen wirtschaftlich und poli­
tisch nicht „wehtut“ . Die Bundesrepublik müßte 
zur Konsolidierung des Pfundes D-Mark abgeben 
und Pfund aufkaufen. Dadurch würde sie in eine 
Schuldnerposition gegenüber den jetzigen Pfund- 
Besitzern kommen und gleichzeitig Gläubiger der 
Briten werden. Abgesehen davon, daß sich durch 
diese Operation die internationale Liquidität er­
höhen würde, ist diese Aussicht nicht gerade be­
grüßenswert.

Damit der englische Vorschlag aber überhaupt 
einen Sinn hat, müßte die Bundesrepublik die 
Pfund-Guthaben solange halten, bis sich die Lage 
in Großbritannien erheblich stabilisiert hat. Aus­
sagen über diesen Zeitpunkt gehören aber in den 
Bereich der Prophetie. Das heißt letztlich aber 
nichts anderes, als daß die Bundesrepublik Groß­
britannien eine unbegrenzte Kreditfinanzierung 
gewähren müßte, ohne daß die Briten selbst 
ernsthafte Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation im eigenen Land einleiten. ge

öffentlicher Dienst

Mehr Arbeitsplätze gefordert

In ihrem Herbstgutachten haben die wirtschafts­
wissenschaftlichen Forschungsinstitute u. a. das 
restriktive Verhalten des Staates als Arbeitgeber 
kritisiert und eine Vermehrung der Arbeitsplätze 
im öffentlichen Dienst gefordert. Die anhaltende,

massive Zurückhaltung der Gebietskörperschaf­
ten bei Neueinstellungen im öffentlichen Dienst 
stellt nach Auffassung der Gutachter eine zusätz­
liche Belastung des Arbeitsmarktes dar. Der finan­
zielle Spielraum für Mehrbeschäftigung soll dabei 
im Rahmen einer beschäftigungsorientierten Lohn­
politik durch niedrigere Tarifabschlüsse geschaf­
fen werden, so daß eine weitere Belastung der 
öffentlichen Haushalte vermieden wird.

Es erscheint wenig realistisch anzunehmen, daß 
in der nächsten Tarifrunde die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes bereit sein sollten, mit 
deutlich unter dem Unternehmenssektor liegen­
den Lohnsteigerungen einen Beitrag zur Entla­
stung des Arbeitsmarktes allein zu leisten. Der 
damit geschaffene Zusammenhang zwischen der 
Situation der öffentlichen Haushalte und Tarif­
verbesserungen im öffentlichen Dienst dürfte für 
die Gewerkschaften nicht diskutabel sein.

Zu überlegen bleibt, ob es nicht —  unabhängig von 
Tarifabschlüssen —  trotzdem an der Zeit ist, daß 
der Staat auch in seinem eigenen Bereich eine 
arbeitsmarktorientierte, antizyklische Beschäfti­
gungspolitik betreiben sollte. Eine derartige Poli­
tik, die nicht von der jeweiligen Einnahmesituation 
abhängen dürfte, muß natürlich gewährleisten, 
daß bei fortschreitender Entlastung des Arbeits­
marktes der Personalbestand wieder schrittweise 
abgebaut wird. sf

EG— Japan

Absprache über Stahlimporte

A ls  nach Ablauf des ersten Halbjahres 1976 die 
Stahlimporte aus Japan in die Länder der Euro­
päischen Gemeinschaft die 700 000-t-Grenze er­
reicht hatten, standen in Brüssel die Zeichen auf 
Sturm. Nachdem mit den „Big Six“ unter den 
japanischen Stahlkonzernen für 1976 eine frei­
willige Beschränkung auf 1,22 Mill. t abgespro­
chen war, war nach diesem Halbjahresergebnis 
klar, daß die Japaner sich nicht an die getroffene 
Abmachung halten würden. Das war um so ärger­
licher, als man den Japanern dafür die sogenann­
ten Drittmärkte überlassen hatte, um Marktstörun­
gen innerhalb der EG so gering wie möglich zu 
halten. Als Beschwerden auf verschiedenen Ebe­
nen offenbar wenig fruchteten, setzte die EG- 
Kommission eine hochgestellte Delegation nach 
Tokio in Bewegung, die von Japan eine volle Ein­
haltung der getroffenen Vereinbarungen und eine 
explizite Einbeziehung der besonders betroffenen 
Spezial- und Formstähle verlangte.
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Von japanischer Seite wurde in der Vergangen­
heit bei Hinweisen auf eine Verletzung der Selbst­
beschränkungsabkommen wiederholt das Argu­
ment vorgebracht, daß die „Big Six“ sich an die 
getroffenen Absprachen hielten, die kleinen Stahl­
produzenten jedoch diese Abmachungen unterlie­
fen. Man mußte diesem Einwand aber immer schon 
mit einiger Skepsis begnen, da man annehmen 
konnte, daß aufgrund der Machtverhältnisse in der 
japanischen Stahlindustrie und der zum Teil be­
stehenden Abhängigkeit der Kleinen von den 
„Big Six“ durchaus Möglichkeiten bestanden hät­
ten, die kleineren Produzenten in Reih und Glied 
zu zwingen. Dieser Verdacht wird durch die nun 
zwischen der EG-Kommission und der japani­
schen Regierung getroffene Vereinbarung erhär­
tet, die zum ersten Mal auch die kleinen Stahl­
produzenten in die vorgenommene Regelung mit 
einbezieht. Wo ein Wille ist, ist offenbar auch in 
Japan ein Weg. kk

Türkei— EG

Unannehmbare Forderung

Die Bemühungen der Europäischen Gemeinschaft, 
ihre Beziehungen mit den Mittelmeerstaaten zu 
verbessern, sind nach den erfolgreichen Ver­
handlungen mit den arabischen Mittelmeerländern 
nun im Falle der Türkei ins Stocken geraten. Das 
liegt daran, daß die Forderungen der Türkei das 
Angebot der EG weitgehend übersteigen. Die 
Türkei verlangt unter anderem im Bereich der 
Kapitalhilfe rd. 600 Mill. RE in den nächsten fünf 
Jahren, weitgehende Zugeständnisse beim Zu­
gang türkischer Produkte zum Gemeinsamen 
Markt und eine Wiederherstellung des bisherigen 
Präferenzstatus, der durch inzwischen gewährte 
Präferenzen für andere Mittelmeerländer ge­
schmälert worden ist. Außerdem fordert die Tür­
kei, die Freizügigkeit der Arbeitnehmer bei ihrer 
Arbeitsplatzwahl zwischen den EG-Ländern und 
der Türkei schrittweise herzustellen. Diese Rege­
lung sollte schon ab dem 1. Dezember 1976 für 
60 000 türkische Arbeitnehmer gelten.

Gerade die letzte Forderung ist für die EG-Länder 
und vor allem für die Bundesrepublik, die 90 %  
der türkischen Arbeitnehmer aufnimmt, wegen der 
hohen Arbeitslosigkeit nicht annehmbar. Dennoch 
ist anzunehmen, daß trotz der bestehenden Schwie­
rigkeiten eine Kompromißlösung gefunden wird, 
denn die Türkei spielt im Rahmen der Mittelmeer­
politik Westeuropas eine besondere Rolle. Die EG 
muß aufgrund ihrer politischen Interessen mög­
licherweise zu weiteren wirtschaftlichen Zuge­
ständnissen bereit sein. Insgesamt kann die EG 
mit ihrer bisherigen Mittelmeerpolitik zufrieden

sein. Denn allein in den letzten eineinhalb Jahren 
sind Abkommen mit Israel, mit den Maghreb- 
Ländern Algerien, Marokko und Tunesien sowie 
schließlich mit Ägypten, Syrien und Jordanien 
abgeschlossen worden, die eine Verbesserung 
der bestehenden Beziehungen mit sich bringen.

na

Bundesrepublik— Rumänien

Erstes Gemeinschaftsunternehmen

Das erste deutsch-rumänische Gemeinschafts­
unternehmen auf rumänischem Boden, die Ge­
triebefabrik Resita-Renk S.A., wurde —  nachdem 
die Produktion bereits vor einem Jahr angelaufen 
war —  nun auch offiziell eingeweiht. Daß diese 
Form der Kooperation in einem sozialistischen 
Land für beide beteiligten Partner Modellcharakter 
trägt, liegt auf der Hand.

Die leichte Skepsis, die von Anbeginn wohl nicht 
nur auf deutscher Seite über dem Projekt gelegen 
haben dürfte, könnte sich in dem späten offiziellen 
Einweihungstermin ausdrücken: Man wollte zu­
nächst erste Erfahrungen und möglichst erste Er­
folge aufweisen. Das erste Produktionsjahr freilich 
hat auf deutscher Seite einen leicht gedämpften 
Optimismus hinterlassen. Zwar ist die Auftrags­
lage ausgezeichnet; jedoch wird den Problemen, 
die sich aus der besonderen Stellung eines ein­
zelnen, innerhalb einer weitgehend zentral gelei­
teten Volkswirtschaft quasi isoliert nach markt­
wirtschaftlichen Kriterien arbeitenden Unterneh­
mens ergeben, verstärkt Gewicht beigemessen. 
So sieht sich Resita-Renk z. B. auch bei der Preis­
bildung vor Schwierigkeiten gestellt. Die am Ge­
meinschaftsunternehmen beteiligte Außenhandels­
gesellschaft Uzinexportimport setzt bis jetzt für 
jedes der qualitativ hochwertigen Getriebemodelle 
aus dem relativ breiten Produktionsspektrum die 
Preise aufgrund von Preisvergleichen mit Serien­
modellen anderer Hersteller fest, die zum Teil 
weitaus höhere Stückzahlen erreichen und dem­
nach geringere Stückkosten aufweisen. Diese für 
Resita-Renk nicht unbedingt kostengemäße Preis­
festsetzung durch den rumänischen Partner min­
dert naturgemäß die Gewinnerwartung.

Aber auch für Rumänien könnte sich diese Form 
der Zusammenarbeit mit westlichen Partnern spe­
ziell aus ideologischer Sicht als problematisch 
heraussteilen, wenn sie entsprechend den Wün­
schen Ceausescus in Zukunft intensiviert werden 
sollte: Einerseits wächst die Abhängigkeit von 
westlichen Handelspartnern, und andererseits er­
schwert eine wachsende Zahl von Gemeinschafts­
unternehmen mit marktwirtschaftlicher Arbeits­
weise die zentrale Planung und Leitung. pp
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